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werden, ist höher als bei Jüngeren. Im berufserfahrene und gut in der i 
Kanton Aargau waren über 50-Jährige Über SO-Jährige sjnd viel länger auf Stellensuche als jüngere Arbeitslose. MARTIN RUETSCHI / KEYSTONE welt verankerte Persönlichkeit ib 

ihr Wissen und ihr Kontaktnet 
älteren Person zur Verrugung. R1 
solcher Tandems wurden in den 

im letzten Jahr während 354 :Kalender" 
tagen beim Regionalen Arbeitsvermitt-
lungszentrum (RAV) gemeldet, Jugend­
liche von 15 bis 24 Jahren waren im · 
Schnitt rund 150 Kalendertage arbeits­
los; Personen im mittleren Alter waren 
rund 250 Tage auf Stellensuche. 

Zerrbilder dom:imeren 

Zum Teil sind diese Unterschiede zwi­
schen den Alterskategorien erklärbar. 
So haben ältere Arbeitnehmer ein ver­
gleichsweise schlechteres Lohn/Ar­
beits-Verhältnis. Faktoren, die sich ne­
gativ auswirken, können angeschlagene 
Gesundheit oder fehlende Motivation 
sein. Doch häufig sind es einfach «nega­
tive Altersbilder oder gar Zerrbilder, 
die die Integration von älteren Perso­
nen in den Arbeitsmarkt erschweren», 
erldärte der Zuger Vofä:swirtschafts­
direktor Matthias Michel (fdp.) am 
Montag. 

Im Kanton Zug gibt man nun Gegen­
steuer und will verhindern, dass .bei­
spielsweise Arbeitgeber Bewerbungs-

. dossiers von über.50-Jährigen von vorn­
herein aussortieren. Mit der Kampagne 
«Alter hat Potenzial» sollen die generel­
len Vorbehalte korrigiert werden. Dies 
geschieht unter anderem durch Plakate, 
auf denen sympathische ältere Models 

zu sehen sind und in grossen Buchsta­
ben beispielsweise das Wort «abge­
baut» zu lesen ist. Diese scheinbar nega­
tive Botschaft wird jedoch aufgelöst, 
wenn der Betrachter nähertritt. Dann 
kann er nämlich auf dem Plakat lesen: 
«In meiner Branche werden Stellen ab­
gebaut. Mit einer Weiterbildung habe 
ich mir eine neue Perspektive geschaf­
fen.» Ausserdem wird am 25. Oktober 
in. Zug ein öffentliches Forum durch­
geführt mit dem provokativen Titel 
«Haben Arbeitnehmende ein Verfall­
datum?». Unterstützt wird dieser An­
lass durch die sieben grössten Arbeit­
geber des Kantons. 

Aargauer Kampagne seit 2013 

Inspiriert zu dieser Kampagne wurde 
der Zuger Regierungsrat durch den 
Kanton Aargau. Dort läuft bereits seit 
2013 die Kampagne «Potenzial 50plus». 
Auch hier setzen die Verantwortlichen 
auf Plakate, auf denen Stellensuchende 
aus den RA V abgebildet sind. Statt ihres 
Alters sind die Jahre an Berufserfahrung 
angegeben, welche die Stellensuchen­
den gewissermassen als Bonus in die 
Waag~chale werfen können. Zudem 

arbeitet man im Aargau ganz konkret 
und eng mit den Arbeitgebern zusam­
men. Die ursprünglich auf zwei Jahre 
angelegte Sensibilisierungskampagne 
wurde inzwischen verlängert. Sie wird 
begleitet vom kantonalen Gewerbever­
band, der Aargauischen Industrie- und 
Handelskammer, der Vereinigung Aar­
gauischer Angestelltenverbände sowie 
dem kantonalen Gewerkschaftsbund. 

Mehr Mü_he auf dem Stellenmarkt 

Neben den kommunilrntiven Mass­
nahmen wurden die, Personalberater in 
den RAV spezifisch geschult, um Stel­
lensuchende über 50 gezielter unterstüt­
zen zu können. Die Berater, die in direk­
tem Kontakt mit den Unternehmen ste­
hen, verfügen über ein detailliertes 
Argumentarium, das sie bei Vorurteilen 
gegenüber älteren Arbeitnehmenden zu 
Hilfe nehmen können. 

Prozentualer Anteil der über 50-jährigen Arbeitslosen am Total der Arbeitslosen 
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genen Jahren gebildet. Davon h, 
Prozent der teilnehmenden l\ 
eine Anschlusslösung gefunde1 
sprünglich war die Idee, mit d, 
dems etwas gegen die Jugend, 
losigkeit zu unternehmen. Es 1 
gezeigt, dass dieses Modell für : 
Mentoren und ältere Stellensu, 
wenn sie_ motiviert sind, gut f 
niert», erklärt Programmleiter 
Abderhalden. 

Inzwischen hat der Pionie1 
St. Gallen die zündende Tandem 
die Kantone Schaffhausen, Base 
schaft und Aargau exportiert. 
halden führt das gesteigerte Inte 
den letzten Jahren nicht zuletzt ; 
immer grösser werdenden Fad 
mangel zurück: «Das Bewusstse. 
das Reservoir der älteren Arbeit1 
ein zu wenig ausgeschöpftes Pc 
ist, wächst immer mehr. Langsan 
in den Köpfen angekommen», i 

fest. Dieses Potenzial wird auch i 
men der Fachlcräfteinitiative des: 
angesprochen. Bereits zweima 
unter der Leitung von Wirtschaft 
ter Johann Schneider-Ammann , 
tionale Konferenz zum Thema 
Arbeitnehmer statt. 
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s engagiert 
I(ulturmanager 
Stefan Charles 
wird .neuer Kulturchef 
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ras.· SRFholtfürdenPostendesKultur­
chefs eine externe Fachlcraft. Laut Mit­
teilung vom Montag übernimmt Stefan 
Charles diese Funktion Anfang 2017 als 
NachfolgervonNathalie Wappler, die als 
Programmdirektorin zum MDR wech­
selt. Der gebürtige Freiburger war bisher 
vor allem als Manager im Kulturbereich 
tätig. Er arbeitete als Creative Director . 
bei EMI Music in Berlin, danach als Ge­
schäftsführer des , Zürcher Rohstoff­
lagers, als Abteilungsleiter Produktion 
und als Dozent an der Zürcher Hoch­
schule der Künste und zuletzt als kauf­
männischer Direktor beim Kunstmu­
seum Basel. Dort war er für. die N euaus­
richtung des Museums und den Bezug 
des Neubaus verantwortlich. Der 49-Jäh­
tj.ge wird bei SRF für den Radio-Kultur­
kanal, die filctionalen Eigenprodulctio­
nen, die Dokumentarfilme und die On­
line-Kulturangebote zuständig sein. Zu-

. dem wird er die Radio- und Fernseh­
redaktionen am neuen SRF-Standort in 
Basel zusammenführen müssen. 

Unterstützung für- den Bundesrat im Sprachenstreit 

(sda) · Die Lehrerverbände sprechen 
sich dafür aus, die Kantone zu Franzö­
sisch in der Primarschule zu verpflich­
ten. Bei der Ausgestaltung sollen die 
Kantone aber möglichst viel Spielraum 
erhalten. Diese Kompromisslösung 
könnte eine Brücke zwischen den bei­
den Lagern schlagen, schreiben der 
Dachverband Lehrerinnen und Lehrer 
Schweiz (LCH) und der Westschweizer 
Lehrerverband Syndicat des enseignants 
romands (SER) in einer gemeinsamen 
Mitteilung vom Montag. 

Der Sprachenstreit war zuletzt durch 
den Kanton Thurgau angeheizt worden: 
Die Regierung schickte im Frühling den 
neuen Lehrplan der Volksschule in die 
Vernehmlassung, der keinen Franzö­
sischunterricht in der Primarschule mehr 
vorsieht. Im Juli griff dann der Bundesrat 
ein. Er will im Sprachengesetz ver­
ankern, dass der Unterricht in der zwei­
ten Landessprache bereits in der Primar­
schule beginnen soll. Der Bundesrat 
würde es vorziehen, nicht einschreiten zu 
müssen, erldärte Innenminister Alain 
Berset damals. Die Verfassung verpflich-

te ihn aber dazu, wenn die Kantonslö­
sung nicht zustande komme. 

Die Lehrerverbände stärken dem 
Bundesrat in dieser Frage nun den 
Rücken. Nur noch eine Landessprache 
auf der Primarstufe zu unterrichten, er­
achten sie als nicht zielführend. Die lau­
fenden politischen Vorstösse in einzel­
nen Kantonen könnten beim Unter­
richtsstart in den Landessprachen zu 
Differenzen von bis zu vier Schuljahren 
fiil1ren. Die Verbände schätzen die Kos­
ten für den Nachholunterricht, falls Kin­
der in einen anderen Kanton ziehen, auf 
bis zu neun Millionen Franken. 

Von den drei vorgeschlagenen Vari­
anten des Bundesrates sprechen sich die 
Lehrerverbände für diejenige aus, die 
den Kantonen am meisten Spielraum 
lässt. Dies~ legt lediglich fest, dass der 
Unterricht in der zweiten Landesspra­
che. auf Primarstufe beginnen und bis 
zum Ende der Sekundarstufe I dauern 
muss. Dies würde auch den• Lehrperso­
nen bei der Umsetzung in der Praxis ent­
gegenkommen, heisst es weiter. Das ist 
auch der Vorschlag, den der Bundesrat 
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bevorzugt. Ob diese Variante auch die 
Kantone überzeugt, ist unldar. Die Kon- · 
ferenz der kantonalen Erziehungsdirek­
toren (EDK) hatte sich in einer ersten 
Stellungnahme skeptisch über eine Bun­
desregelung gezeigt. Eine Intervention 
berge erhebliche Risil<:en. 

Ursprünglich hatten sich die Kantone 
2004 im Harmos-Konkordat darauf ge­
einigt, die erste Fremdsprache spätes­
tens ab dem 3. Schuljahr und die zweite 

· ab dem 5. Schuljahr zu unterrichten. 
Eine der beiden Sprachen ist eine Lan­
dessprache, die andere ist Englisch. Nun 
ziehen aber mehrere Kantone in Be­
tracht, das Frühfranzösisch zu kippen. 
Abgesehen von Thurgau sind auch in 
den Kantonen Zürich, Luzern und 
St. Gallen entsprechende Initiativen 
hängig. h Graubünden wird über die 
Gültigkeit einer Initiative gestritten, der 
Fall liegt beim Bundesgericht. Glarus 
wiederum hat beschlossen, Französisch 
in der Real- und Oberschule nur als 
Wahlfach anzubieten. Vor allem in der 

Schwander dri 
Strafverf ahrer 
Nationalratskommission 
zur Aufhebung der lmmunitä 

bem./(sda) . Das Engagement VOil 

nalrat Pirmin Schwander (svp., S 
zugunsten einer Mutter, die ihr K 
der Kindes- und Erwachsenen 
behörde (Kesb) versteckt hat, J 
Montag auch die Immunitätskorm 
des Nationalrates beschäftigt. Die 
mit fünf zu drei Stimmen bei ein, 
haltung nicht auf das Gesuch w 
hebung der parlamentarischen Ir 
tät ein. Sie sieht laut einer Mitteilu 
nen unmittelbaren Zusammen:hai 
sehen den erhobenen Vorwürfen l 
amtlichen Stellung oder Tätigk, 
Nationalrats. Demzufolge kam 
Schwander auch nicht auf die par 
tarische Immunität berufen. «Di, 
rechtliche Relevanz der Vorwürfe 
nicht wir, sondern die Justiz zu b 
len», sagte Kommissionspräsiden 
hard Pfister ( cvp., Zug). Am 24. 0 
wird die zuständige Kommissic 
Ständerates das Gesuch behandel 

Westschweiz ist die Empörung über I auch sie nicht darauf ein, kann eiI 
a;ose Entw;cldqngen grnss. /irlahren e;ngelcitet wecden 


